
Delegiertenversammlung
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021
Nachfolgend finden Sie das Programm sowie die Traktandenliste
der Delegiertenversammlung vom 18. August 2021. Anmeldungen
sind bereits heute im Sekretariat möglich.
Wir freuen uns, Sie auf dem Pilatus begrüssen zu dürfen.

Programm
 

ab 10.15 Uhr      Empfang der Delegierten bei Kaffee und
Gipfeli in der «Steinbock Bar» auf dem Pilatus

10.45 Uhr           Eröffnung der Delegiertenversammlung durch
Präsident Urs Stauffer

 Begrüssung durch Marc von Rotz, Personalverband
der Stadt Kriens

 Video-Grussbotschaft von Christine Kaufmann-Wolf,
Stadtpräsidentin Kriens

 anschliessend Statutarische Geschäfte

12.00 Uhr           Referat: Der Pilatus und die Pilatus
Bahnen AG
                           Referat von Godi Koch, CEO der
Pilatus Bahnen AG

12.15 Uhr           Apéro im Restaurant des «Pilatus Kulm
Hotels»

13.00 Uhr           Mittagessen im Restaurant des «Pilatus
Kulm Hotels»

15.00 Uhr           Zeit zur freien Verfügung auf dem Pilatus;
individuelle Rückfahrt

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2021/06/delegiertenversammlung-5


Die Teilnahme ist für Delegierte gratis (Fahrt auf den Pilatus
ab Talstation inkludiert), die Gebühr für weitere Teilnehmende
beträgt Fr. 70.00. Die Fahrt auf den Pilatus wird für weitere
Teilnehmende zum Spezialpreis von Fr. 25.20 angeboten.

Anmeldungen  sind  beim  Sekretariat
(gabriela.sollberger@oeffentlichespersonal.ch)  möglich.  Bitte
angeben, ob mit oder ohne Mittagessen.

Traktandenliste
 

1. Wahl der Stimmenzähler
2.Protokoll der DV 2020
3. Jahresbericht 2020
4. Rück- und Ausblick auf Covid-19-Jahre 2020 und 2021
5. Jahresrechnung 2020 und Revisorenbericht
6. Jahresbeitrag 2022
7. Voranschlag 2022
8. Verabschiedungen
9. Wahlen
     • Marc von Rotz (Vorstand)
10. Werbemassnahmen
11. Anträge
12. Tagungsort DV 2022
13. Verschiedenes

ZV-Newsletter:  Jetzt
anmelden!
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021

mailto:gabriela.sollberger@oeffentlichespersonal.ch
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2021/05/zv-newsletter-jetzt-anmelden
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2021/05/zv-newsletter-jetzt-anmelden


Schon  bald  ist  es  so  weit:  Der  erste
Newsletter  von  Öffentliches  Personal
Schweiz  (ZV)  wird  diesen  Frühling
versandt.
 

Einmal im Monat informiert Sie der ZV-Newsletter über die
aktuellsten Themen rund um das öffentliche Personal.

Hier erfahren Sie alles Wissenswerte über den Zentralverband,
seine  angeschlossenen  Mitgliederverbände,  die  attraktiven
Angebote für Mitglieder und vieles mehr.

Sind Sie interessiert? Dann melden Sie sich jetzt an!

Jetzt anmelden und immer die neusten News direkt aufs E-Mail
bekommen.

 

«Ich kann nur an die Vernunft
jedes Einzelnen appellieren»
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021
Als Impfchef ist Andreas Obrecht dafür verantwortlich, die
Aargauer  Bevölkerung  durchzuimpfen.  Momentan  spürt  er  vor
allem Ungeduld, weil es so lange dauert. Er befürchtet aber,
dass es bald umgekehrt sein könnte und viel mehr Impfstoff
verfügbar  ist  als  impfwillige  Personen.  Mit  der
Herdenimmunität  würde  es  dann  schwierig  werden.

https://confirmsubscription.com/h/t/B783D217C2C0456E
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2021/05/ich-kann-nur-an-die-vernunft-jedes-einzelnen-appellieren
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2021/05/ich-kann-nur-an-die-vernunft-jedes-einzelnen-appellieren


Andreas Obrecht hat einen Stapel Unterlagen unter dem Arm und
das Handy am Ohr, während er auf der Bachstrasse in Richtung
Gesundheitsdepartement geht. Als Impfchef gibt es immer etwas
zu tun. Organisieren, aufgleisen, entscheiden. Trotzdem nimmt
er sich Zeit, auf die ersten drei Monate der Impfkampagne
zurückzublicken, und verrät, wie es in den nächsten Monaten
mit dem Impfen weitergeht.

Vor einem Jahr befanden wir uns mitten in der
ausserordentlichen  Lage.  Einen  Impfchef  gab  es
noch nicht. Was haben Sie damals gemacht?
Andreas Obrecht: Ich habe in der Industrie gearbeitet und war
Geschäftsleitungsmitglied  bei  der  Orell  Füssli
Sicherheitsdruck AG in Zürich. Corona hat mich aber schon
damals beschäftigt. Ich leitete den Pandemiestab im Geschäft.
Gleichzeitig bin ich in meiner militärischen Funktion Mitglied
des Kantonalen Führungsstabs und hatte zu diesem Zeitpunkt
Pikett. Aus diesem Grund war ich der zweite Soldat im Kanton
Aargau, der zugunsten der Pandemie eingerückt ist.

Acht Monate später wurden Sie Aargauer Impfchef.
Wie kam es dazu?
Ich habe eine neue Herausforderung gesucht, und weil man mich
im Aargau als Mitglied des Führungsstabs bereits kannte, wurde
ich angefragt.

Haben  Sie  lange  überlegt,  ob  Sie  das  Angebot
annehmen?
Zum Überlegen blieb nicht viel Zeit. Es war eine dynamische
Geschichte.

Was hat Sie gereizt?
Die Einmaligkeit. Eine solche Chance bekommt man einmal im
Leben. Es ist eine spezielle Situation, und für mich ist es
eine  Ehre,  dass  ich  knapp  zehn  Prozent  der  Schweizer



Bevölkerung  impfen  darf.

Medizinisches Know-how bringen Sie nicht mit. Ist
das ein Nachteil?
Nein. Ich habe ein Team, das sehr erfahren ist und dieses
Know-how  mitbringt.  Auf  Stufe  Kanton  ist  das  Impfprojekt
sowieso grossmehrheitlich eine logistische Herausforderung und
keine medizinische.

Sie haben die neue Funktion mitten in der Krise
übernommen und waren der Neue. Wie war das?
Die Umgebung war neu, und auch die Leute kannte ich nicht.
Aber wir haben ja relativ klein angefangen. Insofern hatte ich
relativ grossen Einfluss darauf, wen ich ins Team aufnehme.

Sorgte es für böses Blut, dass Sie als Externer
Impfchef wurden und nicht jemand vom Kernteam des
Führungsstabs?
Nicht,  dass  ich  wüsste.  Ich  habe  vom  Regierungsrat  einen
Auftrag erhalten mit dem klaren Ziel, die Bevölkerung des
Kantons Aargau zu impfen. Dieses Ziel werde ich erfüllen.



Seit rund drei Monaten wird geimpft. Worauf sind
Sie besonders stolz?
Auf alles, was wir als Team erreicht haben. Am ersten Tag war
ich allein, tags darauf stiessen die ersten Mitarbeitenden
hinzu,  und  inzwischen  sind  gegen  700  Personen  in  die
Impfaktion involviert. Wir haben also innert kurzer Zeit ein
KMU aufgebaut. Wenn ich vor einem Impfzentrum stehe, sehe ich
nur glückliche Leute – das motiviert.



Was würden Sie heute anders angehen?
Bis jetzt haben wir nichts grundlegend falsch gemacht. Ich
sehe keinen Entscheid, den ich im Nachhinein anders fällen
würde.

Der Bund macht den Kantonen beim Impfen viele
Vorgaben – zum Beispiel bei der Priorisierung.
Hätten Sie manchmal gerne mehr Freiheiten gehabt?
Es ist vernünftig, dass sich ein Land auf gewisse Spielregeln
einigt.  Es  stand  für  mich  nicht  zur  Diskussion,  die
Impfstrategie, die der Bund vorgegeben hat, zu hinterfragen.
Mein Auftrag ist es, den Kanton Aargau durchzuimpfen, und da
habe ich viele Freiheiten.

Es  gab  auch  Kritik  an  der  Impfkampagne.  Die
Bevölkerung ist ungeduldig oder sogar wütend, dass
es nicht schneller vorwärtsgeht.
Ich habe ein gewisses Verständnis dafür. Die Zulassung des
Impfstoffes von Pfizer/Biontech am 19. Dezember hat in der
Bevölkerung  eine  Erwartungshaltung  ausgelöst.  Die  Leute
dachten, es sei jetzt endlich ein Ende absehbar. Das Problem
ist, dass die Zulassung des Impfstoffes erst der Anfang war.
Insofern wurden damals Erwartungen geweckt, die man mit dem
verfügbaren Impfstoff nicht erfüllen konnte.

Richten sich diese Wut und Ungeduld auch direkt
gegen Sie als Impfchef?
Ich bekomme Mails, Briefe und Anrufe, und in den sozialen
Medien gibt es kritische Kommentare. Damit muss ich umgehen.
Es ist nicht möglich, es allen immer recht zu machen. Wichtig
ist, dass die Stossrichtung stimmt. Ausserdem erhalten wir
auch sehr viel Lob für unsere Arbeit. Teilweise sogar von
jenen Personen, die uns anfänglich kritisiert haben.



Sie fordern die Bevölkerung auf, sich für die
Impfung  zu  registrieren.  Gleichzeitig  weiss
jemand, der jung und gesund ist, dass er trotzdem
noch Wochen oder Monate auf einen Termin warten
muss.
Es war von Anfang an klar, dass das Impfen bis im Sommer
dauern wird. Damit aber alles möglichst reibungslos ablaufen
kann und wir optimal planen können, ist es wichtig, dass sich
alle  Impfwilligen  schon  jetzt  registrieren  und  sich  in
möglichst  vielen  Impfzentren  anmelden.  So  sehen  wir  zum
Beispiel,  welche  Impfzentren  bevorzugt  werden  oder  ob
Impfwillige lieber in die Apotheke oder Hausarztpraxis gehen,
und können das Angebot den Bedürfnissen anpassen.

Können Sie sagen, welche Altersgruppe besonders
impfwillig ist?
Nein, das ist wirklich querbeet. Ich stelle aber fest, dass
jene Leute, die von der Impfung überzeugt sind, eher ruhig
sind. Impfgegner machen mehr Lärm.

Lassen Sie die Kritikerinnen und Kritiker lärmen
oder versuchen Sie, diese umzustimmen?
Die Impfung ist freiwillig. Am Schluss muss jeder für sich
entscheiden, ob er mit der Impfung dazu beitragen will, dass
wir die Pandemie in den Griff bekommen, oder ob er das Risiko
eingehen  will,  an  Covid-19  zu  erkranken.  Ich  habe  die
Krankheit während der ersten Welle durchgemacht und möchte es
nicht noch einmal erleben. Ich war noch nie so erschöpft und
habe noch nie so viel geschlafen wie in diesen zwei Wochen.
Ich spürte auch neun Monate später noch Nachwehen. Insofern
ist für mich der Entscheid für die Impfung vernünftig.

Sie werden sich also impfen lassen?
Ja. Aber meine Zielgruppe ist noch nicht an der Reihe. Ich
muss mich noch etwas gedulden.



Im Aargau ist die breite Bevölkerung im Juni an
der Reihe. In den meisten anderen Kantonen schon
früher. Warum?
Wir  berücksichtigen  weiterhin  die  vier  priorisierten
Zielgruppen  gemäss  den  Empfehlungen  des  Bundesamtes  für
Gesundheit.  Sie  machen  im  Aargau  knapp  die  Hälfte  der
Bevölkerung  aus.  Alle  übrigen  Personen  erhalten
voraussichtlich  im  Juni  eine  Impfung.  Die  Impfkampagne
bereitet aber auch das realistische Szenario vor, dass dies
bereits im Mai der Fall sein wird.

Wovon hängt das ab?
Einerseits  von  der  Anzahl  registrierter  Personen  pro
Zielgruppe und andererseits von der Lieferung des Impfstoffs.
Das  ist  in  den  anderen  Kantonen  nicht  anders.  Bei
Kantonsvergleichen muss man immer aufpassen, dass man nicht
Äpfel  mit  Birnen  vergleicht.  Die  zeitlichen  Unterschiede
dürften am Ende nicht gross sein.

Besonders ärgerlich ist es für gesunde Menschen,
die noch nicht ganz 65 Jahre alt sind. Müssen Sie
gleich lange warten wie gesunde 18-Jährige?
Ja.  Im  Aargau  werden  die  gesunden  18-  bis  64-Jährigen
innerhalb der Zielgruppe nach dem Prinzip «first come first
serve» geimpft. Hat sich ein 18-Jähriger bereits im Januar für
einen Termin registriert, bekommt er vor der 64-Jährigen, die
sich erst im März registriert hat, einen Termin.

Das ist im Kanton Zürich anders. Dort kommen die
gesunden 50- bis 64-Jährigen vor den 18- bis 49-
Jährigen an die Reihe. Wäre das im Aargau auch
möglich?
Ja. Aber es wäre nicht fair. Eine 30-Jährige, die sich im
Januar registriert hat und reisen will, braucht die Impfung
genau gleich wie jemand, der 64 Jahre alt ist. Es ist uns



wichtig,  dass  besonders  gefährdete  Personen  zuerst  geimpft
sind. Aber alle anderen wollen wir – egal ob 18, 30 oder 60
Jahre alt – möglichst gleich behandeln. Gerade die jungen
Menschen mussten und müssen auf vieles verzichten. In meinen
Augen ist es deshalb nicht fair, wenn sie einer älteren Person
Vorrang geben müssten, obwohl sie Teil der gleichen Zielgruppe
sind.

Eine Ausnahme sind die Lehrerinnen und Lehrer.
Über 50-jährige Lehrpersonen werden priorisiert.
Warum spielt dort das Alter plötzlich eine Rolle?
Das  ist  ein  Entscheid  des  Gesundheitsdirektors,  der  die
Situation  der  Lehrpersonen  im  Klassenzimmer  berücksichtigt.
Und es ist so, dass das Risiko für einen schweren Verlauf ab
einem Alter von 50/55 Jahren exponentiell steigt.

Sie haben eine Tochter im Teenageralter. Machen
Sie sich als Vater Sorgen, dass ihr wegen der
Pandemie ein wichtiger Teil des Lebens gestohlen
wird?
Ich würde nicht sagen, dass jungen Menschen ein Jahr gestohlen
wird. Aber es ist eine spezielle Zeit, die uns alle bis ans
Lebensende prägen wird. Gerade für Kinder und Jugendliche ist
ein Jahr eine lange Zeit und entsprechend einschneidender als
für eine erwachsene Person.

Ab Mai/Juni soll der Impfstoff in grösseren Mengen
zur  Verfügung  stehen.  Sind  Sie  zuversichtlich,
dass das auch passiert?
Wir planen mit den Angaben, die wir vom Bund erhalten. Dort
sind im Mai und Juni grössere Mengen versprochen. Darauf sind
wir vorbereitet, und dafür reichen auch die Kapazitäten. Aber
letztlich wissen wir jeweils eine halbe bis anderthalb Wochen
im Voraus, wie viel Impfstoff wir tatsächlich erhalten. Und
die Leute müssen sich dann auch noch impfen lassen wollen.



Ist das Ihre Sorge? Dass Sie genug Impfstoff haben
und niemanden mehr, der sich impfen lassen will?
Für eine Herdenimmunität braucht es eine Durchimpfungsrate von
70 Prozent. Das zu erreichen, wird nicht ganz einfach.

Es  gibt  bereits  Befürchtungen,  dass  Impfgegner
künftig zum Treiber der Pandemie werden und das
Gesundheitswesen an den Anschlag bringen könnten.
Das ist sicher ein mögliches Szenario. Aber wie gesagt: Es
gibt keinen Impfzwang. Ich kann nur an die Vernunft jeder
einzelnen Person appellieren.

Wie wollen Sie das tun?
Indem  ich  den  Nutzen  der  Impfung  aufzeige.  Schauen  Sie
beispielsweise die Pflegeheime an. Das ist eine Erfolgsstory.
Im Dezember 2020 machten die Todesfälle in Pflegeheimen mehr
als die Hälfte aller Todesfälle aus. Seit die Impfung der
Pflegeheimbewohnerinnen  und  Pflegeheimbewohner  abgeschlossen
ist, ist Ruhe eingekehrt. Das ist nicht, weil Frühling wurde
und die Sonne scheint, sondern weil die Impfung wirkt.

Der  Aargau  startet  morgen  zudem  eine
Informationskampagne zur Covid-Impfung. Braucht es
zusätzlich Privilegien für Geimpfte?
Darüber kann man reden, sobald alle die Möglichkeit hatten,
sich impfen zu lassen. Ich wüsste nicht, weshalb sich eine
geimpfte  Person  einschränken  lassen  sollte,  nur  weil  sich
andere nicht impfen lassen wollen.

Bis wann sind alle impfwilligen Aargauerinnen und
Aargauer zweimal geimpft?
Prognosen sind relativ schwierig. Ich gehe davon aus, dass es
im Juli/August so weit sein wird.



Für  Schlagzeilen  wegen  unerwünschter
Nebenwirkungen  sorgt  der  Impfstoff  von  Astra
Zeneca.  Dieser  ist  in  der  Schweiz  noch  nicht
zugelassen. Zum Glück?
Ich habe keinen Einfluss darauf, ob ein Impfstoff zugelassen
wird oder nicht. Entsprechend mache ich mir keine Gedanken
darüber, ob das gut oder schlecht ist. Ich muss nach der
Zulassung sicherstellen können, dass der Impfstoff verimpft
werden kann, und darauf sind wir im Aargau vorbereitet.

Sollte der Impfstoff zugelassen werden, dürfte es
in der Bevölkerung Vorbehalte geben. Wie wollen
Sie das lösen?
Es kann niemand dazu gezwungen werden, sich mit dem Astra-
Zeneca-Impfstoff impfen zu lassen. Es ist auch der Plan, dass
Leute, die Vorbehalte haben, den Impfstoff nicht erhalten.

Heute kann man den Impfstoff aber nicht auswählen.
Das stimmt. Aber ich gehe aktuell davon aus, dass man einer
Impfung  mit  dem  Astra-Zeneca-Impfstoff  explizit  zustimmen
muss. Wie das im Detail aussieht, wird dann kommuniziert, wenn
Swissmedic den Impfstoff zugelassen hat.

Würden  Sie  sich  mit  dem  Astra-Zeneca-Impfstoff
impfen lassen?
Ich stehe im Moment nicht vor dieser Entscheidung und habe
mich deshalb noch nicht damit auseinandergesetzt.

 

Zur Person

Andreas Obrecht (41) leitet die Aargauer Impfkampagne. Er ist
Wirtschaftsmathematiker und war lange als Berater für Risiko-



und Notfallmanagement tätig. Die letzten drei Jahre war er
Geschäftsleitungsmitglied  der  Orell  Füssli  Sicherheitsdruck
AG, die unter anderem Banknoten herstellt. Obrecht hat im
Militär Karriere gemacht. Er war gut zehn Jahre militärisch in
der Nationalen Alarmzentrale des Bundes eingeteilt und hat
sich  dort  um  das  Ressourcenmanagement  auf  Stufe  Bund
gekümmert. Im Kanton Aargau ist er seit 2018 im Kantonalen
Führungsstab eingeteilt und hat bereits die erste Coronawelle
militärisch begleitet. Obrecht wohnt mit seiner Familie in
Fahrwangen.

 

CH Media/Britta Gut

Befürworter der Initiative
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021
Wer ein Leben lang gearbeitet hat, verdient eine gute Rente.
Auch unsere Verfassung sieht dies seit fast 50 Jahren vor. Sie
verspricht, dass die AHV-Renten den Existenzbedarf sichern,
während die Leistungen der Pensionskassen darauf aufbauen und
die  Fortführung  der  gewohnten  Lebensweise  in  angemessener
Weise ermöglichen sollen.

Diese  soliden  Verfassungsziele  stehen  in  eklatantem
Widerspruch  zu  den  ausbezahlten  Renten.  Denn  tatsächlich
bezieht die Hälfte aller Neurentnerinnen und -rentner heute
eine Altersrente von unter 3450 Franken pro Monat. Frauen sind
noch stärker betroffen, sie haben über einen Drittel tiefere
Renten als Männer. Vielen droht damit Altersarmut. Und die
Situation spitzt sich zu, denn aufgrund der tiefen Zinsen
sinken  die  Pensionskassenrenten  seit  über  einem  Jahrzehnt.
Obwohl die Versicherten noch nie so hohe Beiträge in die 2.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2021/05/befuerworter-der-initiative


Säule einbezahlt haben wie heute. Nach Bezahlen von Steuern,
Krankenkassenprämien und der Miete bleibt vielen deshalb nicht
mehr  allzu  viel  Rente  zum  Leben  übrig.  Restaurant-  und
Coiffeurbesuche bleiben für viele Rentnerinnen und Rentner ein
seltener Luxus.

Die  Altersvorsorge  steht  am  Scheideweg.  In  den  nächsten
Monaten  und  Jahren  werden  die  Weichen  für  die  materielle
Sicherung der laufenden und künftigen Altersrenten gestellt.
Doch  anders  als  häufig  suggeriert,  ist  dafür  weder  das
Rentenalter noch die Finanzierung der AHV das Hauptproblem der
Altersvorsorge. Vielmehr wird sich entscheiden, ob die reiche
Schweiz  sich  eine  anständige,  solidarische  Altersvorsorge
leistet oder ob sich die Banken und Versicherungen mit der von
ihnen  gewünschten  Privatisierung  der  Altersvorsorge
durchsetzen.

Deshalb  ist  die  13.  AHV-Rente  die
richtige Antwort
Wer ein Leben lang gearbeitet hat, verdient eine gute Rente.
Der  SGB  ist  deshalb  überzeugt,  dass  es  jetzt  ein  starkes
Engagement  für  gute  Renten  braucht.  Er  setzt  sich  dazu
prioritär für eine Stärkung der AHV ein. Damit die Renten und
insbesondere die Frauenrenten zum Leben reichen. Dazu hat der
SGB die Volksinitiative für eine 13. AHV-Rente lanciert, die
er diesen Frühling einreichen wird.

Die Initiative ist simpel, aber bestechend: Sie fordert die
Einführung einer weiteren Auszahlung jener Rente, auf die man
in der AHV Anspruch hat. So wie fast alle einen 13. Monatslohn
haben. Auf eine monatliche Auszahlung gerechnet bedeutet das
eine Erhöhung der AHV-Renten um 8,33 Prozent. Aufgrund der
ausgleichenden Eigenschaft der AHV profitieren Personen mit
tiefen und mittleren Einkommen so am meisten. Aber auch EL-
BezügerInnen  sollen  von  der  13.  Monatsrente  profitieren.
Gerade  die  ärmsten  Rentner*innen  brauchen  dringend  eine



spürbare Verbesserung.

Es ist unbestritten, dass die AHV aufgrund der demografischen
Alterung künftig etwas mehr Mittel braucht. Ebenso, dass die
Einführung  einer  13.  AHV-Rente  etwas  kostet.  Doch  die
Altersvorsorge sowie die AHV sind eine Staatsaufgabe und in
der Verfassung verankert. Die AHV kann nicht «in Konkurs»
gehen. Die Frage ist also nicht, ob es die AHV in ein paar
Jahren  noch  gibt.  Die  Frage  ist  vielmehr,  wie  man  die
Altersvorsorge finanziert. Um mit einem vergleichenden Bild zu
arbeiten: Wenn mehr Kinder geboren werden und deshalb mehr
Schulen notwendig sind, suggeriert man auch nicht, dass einige
Kinder auf Bildung verzichten müssen. Sondern man investiert
in zusätzliche Schulen.

Aus Sicht des SGB sollte die Altersvorsorge so finanziert
werden, dass sie für die meisten Personen am günstigsten ist.
Aber  auch  so,  dass  möglichst  viele  Personen  davon  leben
können. Und hier sind die Zahlen klar: Für die überwiegende
Mehrheit der Bevölkerung ist die AHV die leistungsstärkste
Altersvorsorge. Privates Vorsorgen wäre – gerade auch für die
Jungen – viel teurer. Denn dann würden weder die Arbeitgeber
noch die hohen Einkommen ihre Rente mitfinanzieren. In einer
solchen  Welt  hätten  mit  Ausnahme  der  Topverdiener  alle
wesentlich weniger verfügbares Einkommen als heute. Deshalb
ist es Zeit für eine 13. AHV-Rente. Als Gegenoffensive und
Schritt hin zu existenzsichernden AHV-Renten. Denn wer ein
Leben lang gearbeitet hat, verdient eine gute Rente.

Gabriela Medici, SGB



Gegner der Initiative
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021
Die finanzielle Lage der AHV ist desolat und verschlechtert
sich seit mehreren Jahren massiv. Die Lohnbeiträge und die
Gelder der öffentlichen Hand reichen in absehbarer Zeit nicht
mehr aus, um die laufenden Renten der AHV zu finanzieren.
Reformen in der Altersvorsorge sind daher dringend notwendig.
Mit der «Initiative für eine 13. AHV-Rente» würde sich die
Finanzierungslücke bei der AHV aber zusätzlich verschärfen.
Der  Schweizerische  Arbeitgeberverband  ist  gegen  einen
zusätzlichen, nicht finanzierten Leistungsausbau der AHV und
setzt sich vielmehr für ausgewogene strukturelle Reformen in
der Altersvorsorge ein.

Die Finanzperspektiven der AHV für die nächsten zehn Jahre,
die das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) im Februar
2021 veröffentlichte, zeigen ein düsteres Bild des sogenannten
Umlageergebnisses der AHV. Dieses misst die Differenz zwischen
den  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Alters-  und
Hinterlassenenversicherung.  Die  bevorstehende
Pensionierungswelle  der  «Babyboomer»  lässt  die  Zahl  der
Rentnerinnen und Rentner massiv wachsen. Zudem begleiten uns
unsichere  Wirtschaftsaussichten  und  eine  tiefer  erwartete
Zuwanderung. Allein um diese Herausforderungen zu bewältigen,
sind strukturelle Massnahmen wie eine moderate Erhöhung der
Mehrwertsteuer  und  eine  Angleichung  des  Referenzalters  von
Frauen und Männern auf 65 Jahre notwendig. Es braucht also
ausgewogene ausgaben- und einnahmenseitige Reformschritte, um
die AHV-Finanzierung zu stabilisieren.

Was hingegen nicht hilft, ist die Idee, ein loderndes Feuer
mit Brandbeschleuniger löschen zu wollen. Genau dem entspricht
aber die von den Gewerkschaften angestossene Initiative für
eine 13. AHV-Rente. Anstatt die bestehenden Renten zu sichern
und die drohende Finanzierungslücke zu schliessen, sollen die
Ausgaben in Form einer zusätzlichen Rente erhöht werden. Dass
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sich  damit  das  ohnehin  bestehende  Loch  in  der  Kasse
vergrössert,  scheint  auch  den  Urhebern  klar  zu  sein  –
entsprechend fordern sie gleichzeitig auch höhere Lohnbeiträge
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Was dabei vergessen geht:
Eine Erhöhung der Sozialabgaben wirkt sich genau so direkt auf
das  Portemonnaie  der  Beschäftigten  aus  wie  die  in  der
aktuellen AHV-Reform diskutierte Erhöhung der Mehrwertsteuer.
Am  Ende  des  Monats  bleibt  für  die  Konsumentinnen  und
Konsumenten  also  weniger  übrig.

Hinzu kommt: Ein pauschaler Ausbau der AHV folgt der Idee des
«Giesskannenprinzips» und erhöht die Renten aller Personen,
unabhängig davon, ob sie zuvor ein tiefes, mittleres oder
hohes  Einkommen  hatten.  Damit  kommt  er  nicht  gezielt
denjenigen  Personen  zugute,  die  den  Ausbau  nötig  haben,
sondern  auch  den  Normal-  und  Topverdienern.  Gerade  für
Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen (EL), die
eigentlich  von  Rentenerhöhungen  profitieren  sollten,  würde
sich die Situation sogar noch verschlechtern: Bei höheren AHV-
Renten würden die EL entsprechend gekürzt – im Gegensatz zu
Ergänzungsleistungen  muss  die  AHV-Rente  aber  auch  noch
versteuert werden.

Auch  die  von  den  Gewerkschaften  immer  wieder  ins  Spiel
gebrachte Ungleichheit zwischen Frauen- und Männerrenten würde
durch einen pauschalen Ausbau der AHV nicht beseitigt. Bei
Frauen existieren im Vergleich zu Männern zwar nachweislich
Vorsorgelücken, in der AHV werden diese aber bereits jetzt
mehrheitlich ausgeglichen, wie die Zahlen des Bundesamtes für
Statistik (BFS) zu den Renten zeigt. Die Differenzen stammen
damit zum grössten Teil aus der zweiten Säule (Pensionskasse)
und müssen daher auch dort gelöst werden. Mit der Reform der
beruflichen  Vorsorge  (BVG  21)  befindet  sich  aktuell  eine
vielversprechende  Vorlage  im  Parlament,  die  von  den
Sozialpartnern gemeinsam entwickelt wurde. Sie soll neben der
Finanzierung  der  laufenden  Renten  ganz  gezielt  auch  die
Absicherung  von  Teilzeit-  und  Mehrfachbeschäftigten,  was



insbesondere auch Frauen betrifft, verbessern.

Wir tragen daher gemeinsam die Verantwortung dafür, auch in
Zukunft sichere Renten und ein würdevolles Leben im Alter zu
haben.  Dafür  benötigt  es  ausgewogene  Reformen  und  keinen
zusätzlichen,  nicht  finanzierten  Leistungsausbau.  Der
Bevölkerung  eine  13.  AHV-Rente  zu  versprechen,  obwohl  die
erste Säule ein immer grösser werdendes Finanzloch aufweist,
ist genauso unseriös wie der Griff zum Brennsprit, wenn das
(Grill-)Feuer schon lodert.

Lukas Müller-Brunner, SAV

Delegiertenversammlung
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021
Das Jahr 2021 ist für Öffentliches Personal Schweiz (ZV) kein
Wahljahr.
Der Vorstand arbeitet seit den Rücktritten von Thomas Jaquet,
Fabian Schambron und Peter Meier in Unterzahl. Dem Vorstand
ist es jedoch gelungen, Marc von Rotz für den Vorstand zu
gewinnen, der sich deshalb in diesem Jahr zur Wahl in den
Vorstand stellt. Damit Sie, liebe Mitglieder und Delegierte,
sich ein Bild über den Kandidaten machen können, stellt sich
Marc von Rotz nachfolgend selbst vor.

Ich  werde  dieses  Jahr  52  Jahre  alt,  bin  verheiratet  mit
Gabriela  und  habe  zwei  erwachsene  Kinder  (beide  noch  in
Zweitausbildung).  Da  mich  die  personellen  Anliegen  der
Verwaltung  schon  immer  interessiert  haben,  durfte  ich  vor
einigen  Jahren,  als  ich  noch  bei  der  Gemeinde  Sarnen
angestellt  war,  ebenfalls  im  Vorstand  des  Staats-  und
Gemeindepersonalverbandes Obwalden mitarbeiten. Diese Arbeit
hat  mich  begeistert.  Nach  weiteren  Stationen  beim
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Gemeindesteueramt  Hergiswil  NW,  beim  Kantonalen  Steueramt
Nidwalden und beim Steueramt der Stadt Luzern führte mich mein
Weg zu meinem heutigen Arbeitgeber.

Seit  1.  April  2017  arbeite  ich  bei  der  Stadt  Kriens  als
Steuereinschätzungsexperte. Bereits an der Generalversammlung
des  Jahres  2018  durfte  ich  als  Vizepräsident  des
Personalverbandes  der  Stadt  Kriens  Einsitz  nehmen.

Auch politisch bin ich interessiert und seit etlichen Jahren
in verschiedenen Arbeitsgruppen und Kommissionen anzutreffen.
Ich durfte zum Beispiel in der Gemeindeordnungskommission von
Sarnen die erfolgreiche Fusion der vier Bezirksgemeinden mit
der Einwohnergemeinde begleiten.

Auch im Parteivorstand habe ich einige Jahre die Geschicke der
Ortsgruppe Sarnen begleitet. Ich freue mich auf das breit
gefächerte Spektrum an Aufgaben und Herausforderungen, welche
mit einem solchen Amt zu erwarten sind.

Für mich ist es wichtig, dass die Region Zentralschweiz im
Vorstand auch mit einem «Luzerner» Vertreter präsent ist. Mich
würde es freuen, dieses Amt zu bekleiden.

Marc von Rotz

Lob des Geniessens
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021
Wer  seine  Bedürfnisse  aufschieben  kann,  ist  langfristig
glücklicher und erfolgreicher. So lautete die Lehre aus dem
berühmten  Marshmallow-Test.  Jetzt  dreht  die  Psychologin
Katharina Bernecker den Spiess um und postuliert: Geniessen
fördert das Wohlbefinden.
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Der legendäre Marshmallow-Test, der in den 1970er-Jahren mit
Kindern durchgeführt wurde, steckt uns noch in den Knochen.
Wir  litten  und  lernten  mit  den  Kindern  der  Studie.  Das
verführerische  Schaumcandy  duftete  vor  ihrer  Nase  auf  dem
Tisch. Wenn sie es schafften, den Mäusespeck nicht gleich
aufzuessen,  würden  sie  mit  einer  zusätzlichen,  zweiten
Süssigkeit belohnt. Da konnten die Kinderlein noch so Faxen
machen,  der  Speichel  konnte  ihnen  noch  so  im  Munde
zusammenlaufen,  Sieger  waren  diejenigen,  die  ihr  Verlangen
zügeln konnten. Und tatsächlich: Wie sich zeigte, ist der
Mensch  schon  ab  vier  Jahren  fähig,  die  Belohnung
aufzuschieben.

Selbstkontrolle,  erklärt  Motivationspsychologin  Katharina
Bernecker,  Oberassistentin  am  Psychologischen  Institut  der
UZH, ist eine wichtige Fähigkeit. Sie ermöglicht, langfristige
Ziele  zu  erreichen,  nach  Erfolg  zu  streben,  sich  zu
verbessern, Karriere zu machen. Damit verbunden sind positive
Gefühle,  Zufriedenheit  und  Wohlbefinden  im  späteren  Leben.
Dies  belegen  zahlreiche  psychologische  Studien.  «Lass  dich
nicht  verführen  vom  schnellen  Glück,  setze  auf  das
langfristige Ziel!», so die Lehre aus dem Marshmallow-Test,
die Generationen geprägt hat. Wie viele Marshmallows haben wir
wohl mit leerem Schlucken vorbeiziehen lassen? Und wenn wir
dann doch einmal nicht widerstehen konnten, verschlangen wir
die Süssigkeit verschämt mit schlechtem Gewissen.

Sofa oder Fitnessstudio?
Die  Willenskraft  ist  gewissermassen  das  Mantra  der
Motivationspsychologie.  Zahllos  sind  Strategien,  Tipps  und
Tricks, um den inneren Schweinehund zu überwinden. Doch, so
fragte  sich  Katharina  Bernecker,  die  selber  viel  zu
Selbstkontrolle geforscht hat, muss es wirklich ein solcher
Kampf  sein,  der  mit  Zwang  und  Entsagung  einhergeht?
«Vielleicht»,  so  Bernecker,  «haben  wir  die  Fähigkeit  der
Selbstkontrolle zu einseitig betrachtet.» Gemeinsam mit ihrer



Kollegin  Daniela  Becker  von  der  Radboud-Universität  in
Nijmegen beschloss sie, herauszufinden, ob Verlockungen auf
dem Weg zum langfristigen Ziel wirklich so schädlich sind. Die
Wissenschafterinnen und Wissenschafter setzten beim Moment der
Versuchung an. Bisher interessierte sich die Forschung nur für
die Personen, die es schafften, am Abend ins Fitnessstudio zu
gehen.  Blieben  sie  zu  Hause  auf  dem  Sofa,  wurde  das  als
fehlgeleitete Selbstkontrolle eingestuft und die fürsorglichen
Wissenschafterinnen  und  Wissenschafter  überlegten,  wie  die
Faulenzer doch noch ins Fitnessstudio zu kriegen wären.

Natürlich brodelt auch im Sofalümmel ein Konflikt, weil er
ständig daran denkt, er sollte jetzt eigentlich Sport machen.
Das langfristige Ziel, gesund zu sein, kann dem kurzfristigen
Ziel,  sich  etwas  zu  gönnen,  zu  geniessen,  genauso  im  Weg
stehen wie umgekehrt.

Geniessen tut gut
Hier  haben  Bernecker  und  ihre  Kollegin  eingehakt.  Die
Motivationspsychologinnen  wollten  wissen,  wie  relevant  die
Genussfähigkeit  ist,  und  haben  dazu  einen  Fragebogen
entwickelt.  Darin  fragen  sie,  wie  gut  man  kurzfristigen
Interessen  und  Vergnügen  ohne  ablenkende  Gedanken  an
langfristige Ziele nachgehen kann und wie sich dies auf das
Wohlbefinden  auswirkt.  Überraschenderweise  stellte  sich
heraus,  dass  die  kurzfristige  Genussfähigkeit  für  das
Wohlbefinden  ebenso  wichtig  ist  wie  die  Fähigkeit  zur
Selbstkontrolle. Menschen, die den Moment geniessen können,
sich einem Buch, einem guten Essen, einem Glas Wein oder einem
Stück  Schokolade  ohne  schlechtes  Gewissen  hingeben  können,
erleben mehr positive Gefühle, sind im Alltag glücklicher,
zufriedener  mit  ihrem  Leben  und  zeigen  auch  weniger
Depressions-  oder  Stresssymptome  wie  Kopfschmerzen,
Verspannungen oder Magenschmerzen. Gute Geniesser, bilanziert
Bernecker,  erleben  ein  höheres  seelisches  und  körperliches
Wohlbefinden. Doch Genuss ist nicht gleich Genuss: «Das Ziel



ist, ohne ablenkende Gedanken geniessen zu können.»

 
Tipps

Anleitung zum Geniessen
1. Herausfinden, was einem wirklich Genuss bereitet, bzw. herausfinden, was ich ohne

schlechtes Gewissen geniessen kann.
2. Sich im Alltag bewusst Zeit für diese Aktivitäten nehmen, um wirklich

geniessen zu können.
3. Wenn Gedanken an Pflichten oder langfristige Ziele ablenken, erkennen, ob etwas

wirklich dringlich ist.
4. Bei dringlichen Dingen sich nicht quälen, wenn es mit dem Geniessen nicht klappt, sondern

besser erledigen und dann geniessen.
5. Wenn es nicht dringlich ist, einen konkreten Handlungsplan erstellen

(beispielsweise «Gleich nach dem Mittagessen mache ich das unangenehme Telefonat»).
 

Um die Genussfähigkeit zu untersuchen, wurden Probanden im
Labor für acht Minuten in die Erholung geschickt. Sie sollten
entspannenden Tätigkeiten nachgehen, etwa Mandalas zeichnen,
Kreuzworträtsel  lösen  oder  einfach  zurücklehnen.  Falls
störende,  aufdringliche  Gedanken  aufkamen,  die  sie  daran
erinnerten, was sie statt entspannen eigentlich tun sollten,
notierten sie diese auf einem Blatt. Diejenigen, die weniger
solche Gedanken erlebten, berichteten danach von entsprechend
mehr Entspannung. Tatsächlich, so stellte sich heraus, gibt es
bessere  und  schlechtere  Geniesser.  Doch  weshalb  gelingt
Geniessen den einen besser? «Es geht nicht um die Fähigkeit,
die fiesen Gedanken loszuwerden. Das wäre wieder eine Form der
Selbstkontrolle», erklärt Bernecker. Vielmehr kommen negative
Gedanken bei gewissen Menschen im Moment der Entspannung gar



nicht  erst  auf.  Woran  das  liegt,  will  die  Psychologin
herausfinden. Um positive Gefühle objektiv messbar zu machen,
will sie zudem die Hirnaktivität im Moment der Entspannung
messen  und  beobachten,  wie  sich  unser  Gesichtsausdruck
verändert, wenn wir geniessen.

«Der  ideale  Genuss  findet  im  Hier  und  Jetzt  statt»,  sagt
Katharina Bernecker. Eine Erfahrung, die wir etwa vom Flow-
Konzept  kennen,  wenn  wir  in  einer  Tätigkeit,  einer
Leidenschaft gänzlich aufgehen und selbstvergessen sind. Wenn
man ganz in den Moment eintaucht, sich hingibt, entstehen
positive  Gefühle.  Geniesst  man  diese,  stehen  sie  dem
längerfristigen Ziel in keiner Weise im Weg. Im Gegenteil,
betont Bernecker, auch der Weg zum Ziel kann Glücksgefühle und
Wohlbefinden bieten.

Nicht ständig streben
Genussfähigkeit hat wohl auch mit dem Selbstwert zu tun, sagt
die UZH-Psychologin. Was bin ich wert, wenn ich nicht eine
Karriere hingelegt habe, super aussehe und 30 Länder bereist
habe? Wer mit sich im Reinen ist, dem fällt es vielleicht auch
leichter, den Moment zu geniessen und nicht ständig auf etwas
hinzustreben.  Tatsächlich  scheint  Genussfähigkeit  in  der
überanstrengten Leistungsgesellschaft eine unzeitgemässe Gabe.
Unser  Alltag  ist  durchdrungen  von  Angeboten  zur
Selbstoptimierung wie Fitness-Apps, Ernährungstipps, Yoga- und
Meditationstrainings  oder  Ratschlägen  für  eine  erfolgreiche
Karriere.  Sogar  die  modernen  Büroarchitekturen  mit  ihren
inszenierten Begegnungszonen sind darauf bedacht, die Erholung
der  Mitarbeiter  gewinnbringend  zu  instrumentalisieren.  Wenn
nun Berneckers Forschung zeigt, dass es nicht nur darum gehen
sollte, immer besser zu werden, mag das für die einen eine
Provokation sein, für andere ist es ein Aufatmen. Allerdings
kann der Genuss auch in die Sucht kippen, etwa wenn Alkohol
konsumiert wird, um Probleme zu vergessen, Stress abzubauen
oder schlechte Laune zu vertreiben. Bisher bekämpfte man die



Abhängigkeit von Suchtmitteln – durchaus erfolgreich – mit
Trainings, die auf Selbstkontrolle beruhen, etwa indem das
Bier mit negativen Bildern besetzt wird, sodass der Reflex,
zur Flasche zu greifen, nicht mehr attraktiv erscheint.

Bernecker  und  Becker  haben  auch  das  Verhältnis  zwischen
Alkoholkonsum und Genussfähigkeit untersucht. Dabei hat sich
herausgestellt,  dass  die  schlechten  Geniesser  häufiger
trinken, um negative Gefühle zu kompensieren. «Gute Geniesser
trinken  hingegen  eher,  um  ihre  gute  Stimmung  weiter  zu
verbessern, oder aus sozialen Motiven. Beides geht eher nicht
mit problematischem Konsum einher.» Das könnte ein wichtiger
Hinweis für die Suchtbekämpfung sein, meint Bernecker. Denn es
ginge nicht mehr nur darum, die Selbstkontrolle zu stärken,
sondern auch darum, die Genussfähigkeit zu entwickeln.

Die  UZH-Psychologin  erzählt  von  einer  bemerkenswerten
Initiative in Island. Das Land kämpfte in den 1990er-Jahren
mit  einem  grossen  Alkoholproblem  bei  Jugendlichen.  Als
Gegenstrategie  wurde  daraufhin  mit  einem  staatlich
unterstützten  Programm  ein  vielfältiges  Freizeitangebot
entwickelt mit Sport, Musik, Kunst und Tanz. So können die
Jugendlichen  auch  ohne  Alkohol  Spass  haben  und  positive
Gefühle erleben. Der Erfolg des Programms ist überwältigend:
Gaben  1997  30  Prozent  der  befragten  Jugendlichen  an,  im
vergangenen Monat betrunken gewesen zu sein, waren es im Jahr
2014 nur noch 4 Prozent.

Ob sie selber zur Hedonistin geworden ist? Katharina Bernecker
lächelt. Sie sei eine sehr strebsame Person, sagt sie. Aber
die Studienergebnisse haben sie schon nachdenklich gestimmt.
Seither versuche sie, am Wochenende auch mal nicht zu arbeiten
und  stattdessen  ihre  Genussfähigkeit  walten  zu  lassen.
Allerdings  wird  diese  gerade  in  Zeiten  von  Corona  arg
strapaziert. Die kurzfristigen Vergnügen wie ins Café gehen,
Freunde treffen, übers Wochenende mal wegfahren – all das ist
zurzeit kaum möglich. Da ist man gezwungen, in sich zu gehen,
und vielleicht ist es dann tatsächlich das Buch auf dem Sofa,



das Kuchenbacken oder das verstaubt geglaubte Musikinstrument,
das einem das kleine Stück Glück beschert.

Also doch ab und zu ungehemmt einen Mäusespeck schlecken?
Katharina Bernecker nickt mit einem zufriedenen Lächeln.

 
Hedonismus

Die Seele auf stiller See
Als Begründer des Hedonismus (Hedoné: Lust, Freude, Vergnügen) gilt der antike griechische Philosoph Aristippos von Kyrene. Nach seiner Lehre, die von Epikur

weiterentwickelt wurde,
gehört es zum guten Leben, nach dem Glück zu streben und Schmerz zu vermeiden. Dafür vergleicht er die Seelenzustände mit der Reise durchs Meer, das vom Wind

bewegt wird: Schmerz
empfindet die Seele bei stürmischer See und hohem Wellengang, Lust kommt beim sanften Wellengang auf. Die Ataraxie, die Seelenruhe, tritt bei Windstille ein – die

Epikur als die höchste
Lust und eigentliches Ziel des Lebens beschrieb. Im Gegensatz dazu ist der Hedonismus im alltagssprachlichen Gebrauch negativ konnotiert und oft an Egoismus

geknüpft.
Der psychologische Hedonismus bezeichnet ein Verhalten, das positive Emotionen und Erlebenszustände maximiert und negative minimiert.

 

Text: Simona Ryser
Bilder: Jos Schmid

Wir danken der Universität Zürich, dass wir diesen Text aus
dem UZH Magazin 1/2021 verwenden durften.

Solidarität  und
Eigenverantwortung  –  ein
Widerspruch?
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 14, 2021
Die aktuelle Debatte um eine BVG-Reform dreht sich um konkrete
Fragen, in erster Linie um die Senkung des Umwandlungssatzes,
die Kompensationsmassnahmen für eine Übergangsgeneration und
die Besserstellung tieferer Einkommen. Dahinter steht jedoch
die zentrale Frage, wie solidarisch die berufliche Vorsorge
sein soll und wie viel Verantwortung jede und jeder Einzelne
übernehmen sollte. Eine Diskussion mit zwei Persönlichkeiten,
die sich in vielem nicht einig sind.
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Wie  sehen  Sie  aktuell  in  der  Schweizer
Altersvorsorge  das  Gleichgewicht  zwischen
Eigenverantwortung und Solidarität?
Salomè Vogt: Die Idee der Schweizer Vorsorge ist, dass man
eine geteilte Verantwortung hat innerhalb der drei Säulen: In
der  1.  Säule  viel  Solidarität,  in  der  2.  Säule  weniger
Solidarität, und die 3. Säule ist ganz eigenverantwortlich.
Solidarität funktioniert nur mit Eigenverantwortung. Menschen
müssen auch innerhalb eines solidarischen Systems eine gewisse
Eigenverantwortung  wahrnehmen.  Sonst  ist  es  ein  Leben  auf
Kosten anderer.

Wie sehen Sie dieses Gleichgewicht, Frau Albisser?
Eliane Albisser: Für das PK-Netz steht hinter dem Begriff
«Eigenverantwortung»  das  Wort  «Individualisierung»  und
dahinter der Begriff «Entsolidarisierung». Dieser Begriff hat
in der 2. Säule als Sozialversicherung aber nichts zu suchen.
Ich finde, die Frage ist falsch gestellt: Wir müssen kein
Gleichgewicht  suchen.  Solidarität  ist  die  Grundidee  der
beruflichen Vorsorge. Einer beruflichen Vorsorge, die Risiken
kollektiv absichert und damit auch höhere Anlagerisiken und
längerfristige  Anlagestrategien  eingehen  kann  als  einzelne
Versicherte. Der Fokus muss sein, wie wir die Renten sicher
gewährleisten  können,  mit  dem  entsprechenden
Verfassungsauftrag  im  Hinterkopf.  Um  dieses  Ziel  für  alle
Erwerbstätigen  zu  erreichen,  nämlich  die  Fortführung  der
gewohnten  Lebensweise  im  Alter,  braucht  es  solidarische
Instrumente.

Vogt: Diese gewohnten Lebensumstände sind sehr individuell.
Bis zu einem gewissen Punkt muss man auch Eigenverantwortung
wahrnehmen,  um  den  individuellen  Lebensstandard  nachher
weiterführen zu können.

Frau  Vogt  betont,  dass  Solidarität  nur  mit



Eigenverantwortung  funktioniert.  Wie  stehen  Sie
dazu?
Albisser: Wenn man sagt, dass sich alle eigenverantwortlich im
Arbeitsmarkt  bewegen  können,  muss  man  aufpassen.  Wenn  man
durchgehend voll erwerbstätig ist und einen hohen Lohn hat,
resultiert daraus auch eine hohe Pensionskassenrente, das ist
klar. Die Realität ist aber so, dass viele Menschen auch tiefe
Einkommen  haben  und  zudem  gerade  Frauen  viel  wichtige
Betreuungs- und Freiwilligenarbeit leisten, was im Alter dann
negative  Folgen  für  die  Rentenhöhe  hat.  Wir  müssen  diese
Lebensrealitäten unbedingt auch immer mitdenken.

Vogt:  Meine  Überlegung  bezog  sich  auf  die  Solidaritäten
innerhalb des Systems. Beispielsweise, es mag makaber klingen,
zwischen  denen,  die  länger  leben,  und  denen,  die  früher
sterben. Zwischen Rentnern mit und ohne Kinder, Singles und
Verheirateten. Damit ein solches Konstrukt erhalten bleiben
kann, braucht es ein gewisses Mass an Eigenverantwortung. Wenn
ich klettern gehe mit einer Gruppe, sind wir alle an einem
Seil  angebunden.  Aber  jeder  leistet  seinen  Beitrag  zur
Sicherheit, indem er aufpasst und trainiert ist. Man kann sich
nicht nur aufs Seil verlassen.

Bei  Eigenverantwortung  denken  Sie  nicht  an
Entsolidarisierung?
Vogt:  Nein.  Ich  finde  es  problematisch,  wenn  man
Eigenverantwortung  als  Egoismus  und  Entsolidarisierung
hinstellt. Für mich bedeutet Eigenverantwortung, dass ich in
einer Gesellschaft mit meinem Benehmen Sorge für alle anderen
trage.  Das  ist  auch  ein  wichtiger  Punkt  im  liberalen
Gedankengut: Es bedeutet nicht, dass jeder für sich selber
schaut und der Stärkere sich durchsetzt.

Werden wir konkret: Führt ein guter Reformweg im
BVG über mehr Eigenverantwortung, indem etwa die



Versicherten  mehr  Entscheide  selber  treffen
können, oder über mehr Solidarität, beispielsweise
eine  kollektive  Finanzierung  der  Kompensation
einer Umwandlungssatzsenkung?
Albisser: Wir haben endlich einen guten Reformvorschlag auf
dem  Tisch,  der  von  den  Sozialpartnern  ausgehandelt  wurde.
Gefragt ist weiterhin Solidarität, die aber transparent sein
darf  und  muss.  Wir  unterstützen  eine  Senkung  des
Umwandlungssatzes, aber nur, weil im aktuellen Vorschlag echte
Kompensationsmassnahmen vorgesehen sind, in erster Linie der
Rentenzuschlag.  Diese  sogenannte  Umlagekomponente  wird  sehr
kontrovers diskutiert und gerne als systemwidrig kritisiert.
Dabei wird allerdings vergessen, dass Umverteilung in der 2.
Säule nichts Neues ist, es gab sie in der Vergangenheit immer
wieder. Beispielsweise gab es bei der Einführung des BVG-
Obligatoriums  für  die  Eintrittsgeneration  eine  solidarisch
finanzierte  Rentenverbesserung.  Ausserdem  werden  die
Absicherung  bei  Insolvenz  oder  Zuschüsse  für  ungünstige
Altersstrukturen  bis  heute  im  Umlageprinzip  über  den
Sicherheitsfonds  finanziert.

«Menschen müssen auch innerhalb eines solidarischen Systems
eine gewisse Eigenverantwortung wahrnehmen. Sonst ist es ein

Leben auf Kosten anderer.»

Salomè Vogt ist Leiterin von Avenir Jeunesse und arbeitet seit
Mai 2015 bei Avenir Suisse. Zuvor war sie als Mitarbeiterin



bei  Almog  GmbH  und  als  Volontärin  beim  Schweizerischen
Jugendrotkreuz tätig. Ihr Studium an der Universität Zürich
schloss sie mit einem Master in Politikwissenschaften und den
Nebenfächern Recht sowie Gender Studies ab.

 

«Für das PK-Netz steht hinter dem Begriff ‹Eigenverantwortung›
das Wort ‹Individualisierung› und dahinter der Begriff

‹Entsolidarisierung›. Dieser Begriff hat in der 2. Säule als
Sozialversicherung aber nichts zu suchen.»

Eliane Albisser ist seit Anfang 2020 Geschäftsführerin des PK-
Netzes.
Ihr Studium an der Universität Basel in Rechtswissenschaften
und
Soziologie  schloss  sie  mit  einem  Master  ab.  Vor  dem
Stellenantritt beimPK-Netz war sie als Rechtsberaterin beim
VPOD tätig.

Welche Stossrichtung soll die Reform Ihrer Meinung
nach haben, Frau Vogt?
Vogt: Seitens Avenir Jeunesse sind wir der Meinung, dass das
Vorsorgemodell  mit  den  drei  verschiedenen  Säulen,  die
unterschiedlichen  Risiken  ausgesetzt  sind,  so  beibehalten
werden  sollte.  Entsprechend  ist  es  wichtig,  keine  «AHV-
isierung» in die 2. Säule reinzubringen. Man muss der Fairness
halber eine Lösung für die Personen kurz vor der Pensionierung



solidarisch  finanzieren,  weil  diese  nicht  kurzfristig
umdisponieren können. Woran wir uns im vorliegenden Vorschlag
stossen, ist, dass diese Übergangsrenten nach 15 Jahren – was
bereits eine relativ lange Zeit ist – nicht wieder bei null
sind, sondern dass es offenbleibt, wie es weitergeht. Aktuell
werden  7  Milliarden  Franken  pro  Jahr  in  der  2.  Säule
umverteilt.  Die  Solidarität  zwischen  Jungen  und  Alten  ist
damit ausgereizt und muss nicht noch mehr forciert werden.
Hier  kann  man  sich  durchaus  auch  weiterreichende  Gedanken
machen.

Wie meinen Sie das?
Vogt: Eine junge Person, die in die Arbeitswelt eintritt, muss
für Versprechen aufkommen, die einem jetzigen Rentner vor 40
Jahren gemacht wurden. Wir haben heute ganz andere Umstände
als bei der Einführung des BVG. Im Schnitt wechsle ich alle
fünf Jahre den Job, damals blieb man ein Leben lang beim
selben Arbeitgeber und hatte dieselbe Pensionskasse. Es wäre
doch wichtig, die Individuen stärker einzubeziehen etwa in die
Frage, wie ihr Geld angelegt werden soll. Denkbar ist für
mich,  die  Pensionskasse  an  den  Arbeitnehmer  statt  an  den
Arbeitgeber zu binden.

Ist das Verständnis eines Versichertenkollektivs
in einer Kasse etwas antiquiert angesichts der
heutigen Arbeitswelt, Frau Albisser?
Albisser: Dem widerspreche ich. Erwerbsbiografien haben sich
wohl verändert, aber Stellenwechsel sind nicht ein Problem für
das Funktionieren der 2. Säule. Das PK-Netz steht klar hinter
der  paritätisch  geführten  beruflichen  Vorsorge.  Es  ist
zielführend, wenn gut ausgebildete Stiftungsrätinnen in den
Anlageausschüssen  beispielsweise  auf  nachhaltige
Anlagestrategien  für  den  gesamten  Versichertenbestand
hinarbeiten.  Dieser  Hebel  ist  viel  effektiver  als  eine
Individualisierung im Anlagebereich. Darüber hinaus ist eine
kollektive  Anlagestrategie  individuellem  Anlegen  schlicht



überlegen, weil Letzteres viel anfälliger auf Verwerfungen auf
den  Finanzmärkten  ist.  Ein  Versicherungskollektiv  kann
Solidaritäten  in  den  unterschiedlichsten  Richtungen  tragen,
wie  sie  auch  Frau  Vogt  angesprochen  hat.  Die  Bindung  der
Vorsorgelösung an den Arbeitgeber darf nicht infrage gestellt
werden.

Sie haben es als denkbar bezeichnet, dass die
berufliche Vorsorge an den Arbeitnehmer statt an
den  Arbeitgeber  gebunden  wird.  Befürworten  Sie
eine solche freie Pensionskassenwahl?
Vogt:  Aber  klar!  Wenn  ich  mir  den  gesellschaftlichen  und
arbeitstechnischen Wandel überlege, ist es ein gangbarer Weg.

Wären die Versicherten diesem Entscheid gewachsen?
Vogt: Jeder Mensch trifft viel weitreichendere Entscheidungen,
ob man heiratet oder nicht, Kinder in die Welt setzt oder
nicht, da überlegt sich auch niemand, was das für Auswirkungen
auf die eigene Vorsorge hat. Die Materie ist komplex, und es
würde Unterstützung brauchen, das ist klar. Dafür gäbe es aber
Intermediäre,  wie  wir  das  von  Hypotheken  kennen.  Bei  der
Krankenkasse haben wir dieselben Fragestellungen. Wir leben
heute in einer Gesellschaft, die sehr divers ist. Entsprechend
sind auch die Ansprüche ganz unterschiedlich. Auch bei der
Geldanlage:  Die  einen  wollen  sehr  nachhaltig  investieren,
andere primär eine hohe Rendite. Wieso wissen alle viel zu
wenig  über  die  2.  Säule  Bescheid?  Weil  das  Wissen  nichts
nützt, man kann sowieso nichts ändern. Die wenigsten wählen
den Arbeitgeber nach der Pensionskassenlösung aus. Wenn es
einem wirklich etwas nützen würde, würde man sich auch besser
informieren.

Frau Albisser, ist die freie Pensionskassenwahl
eine Option, die Sinn ergeben könnte?
Albisser:  Die  freie  Pensionskassenwahl  ist  die  zu  Ende
gedachte Eigenverantwortung in der 2. Säule. Wenn man sich in



der  Branche  umhört,  ist  der  Widerstand  allerdings  gross.
Interessanterweise  auch  bei  Personen,  die  oft  eine  andere
Haltung vertreten haben als wir. Die Grundidee der beruflichen
Vorsorge ist die paritätische Führung über einen Stiftungsrat,
der sich aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern zusammensetzt. Bei
der freien Pensionskassenwahl droht bei den Leistungen eine
weitere  Nivellierung  nach  unten,  da  die  heute  noch  oft
vorhandene  Identifikation  des  Arbeitgebers  mit  der
Pensionskasse  wegfallen  würde.

Text: Kaspar Hohler
Fotos: Claudio Zemp

PK-Netz  2.  Säule  –  die  Plattform  der
beruflichen  Vorsorge  für  die
Arbeitnehmenden und ihre Verbände
Nirgendwo verfügen die Arbeitnehmenden theoretisch über mehr
gesetzliche Mitspracherechte als in der beruflichen Vorsorge.
Die höchsten Organe aller Schweizer Pensionskassen sind streng
paritätisch  von  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der
versicherten Arbeitnehmenden organisiert. Aber an der richtig
schlagkräftigen Einflussnahme auf die Pensionskassen durch die
Mitarbeitenden fehlte es bis anhin. Hintergrund dürfte sein,
dass die berufliche Vorsorge ein äusserst komplexes Themenfeld
darstellt und sich zudem in einem schwierigen politischen und
wirtschaftlichen Umfeld bewegt.

Vor  einigen  Jahren  wurde  deshalb  das  PK-Netz  gegründet.
Getragen  wird  es  heute  von  16  Schweizer
Arbeitnehmendenverbänden.  Die  Mitgliederverbände
repräsentieren gemeinsam rund 520 000 Mitglieder und machen
das  PK-Netz  damit  zum  wichtigsten  Netzwerk  der
Arbeitnehmerschaft in der beruflichen Vorsorge. Gleichzeitig
ist  das  PK-Netz  ein  weiteres  Beispiel  erfolgreicher
gewerkschafts- und verbandsübergreifender Zusammenarbeit. Mit



der Vereinsgründung bekam das PK-Netz eine eigene Rechtsform
und bezieht in sozialpolitischen Fragen auch aktiv Stellung.

Das  ist  eine  gute  Sache.  Zur  fachlichen  Stärkung  der
Vertretung der Arbeitnehmenden in der Pensionskasse bietet das
PK-Netz  Weiterbildung  mit  konsequent  auf  die
Arbeitnehmervertretung  ausgerichteten  Inhalten  an.

Öffentliches Personal Schweiz hat sich entschieden, dem PK-
Netz 2. Säule beizutreten und hat einen entsprechenden Antrag
beim Verein PK-Netz gestellt, über den in den nächsten Wochen
entschieden  wird.  Die  Mitgliedschaft  ist  wichtig,  um  die
Position der Arbeitnehmenden zu stärken. Wir werden uns im
Verband auch engagieren und damit über einen ausgezeichneten
Zugang zu den massgebenden Instanzen rund um die BVG verfügen.

Die beiden Beiträge zur beruflichen Vorsorge (hier vor und
nachfolgend)  sind  vom  PK-Netz  initiiert  und  in  einer
ausführlichen  Fassung  auch  auf  der  Webpage  abgelegt.  Ein
Besuch lohnt sich: http://pk-netz.ch


